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Zusätzliche Angaben  
zu der Beschaffung von öffentlichen Personenverkehrsdiensten  

auf der Linie 076 
 
 
1. Kostenparameter für Ausgleichszahlungen 

Die Ausgleichsleistungen erfolgen auf der Grundlage der VRR-Finanzierungsrichtlinie und 

des Einnahmeaufteilungsvertrags in der jeweils gültigen Fassung. Die VRR-

Finanzierungsrichtlinie ist unter: 

https://www.vrr.de/fileadmin/user_upload/pdf/der_vrr/satzungen_richtlinien/_FinRiLi_incl_Anlagen

_Stand_2023_03.pdf 

einsehbar.  

Obligatorisch für die Erbringung der Verkehre ist der Abschluss des Verbundgrund- und des 

Einnahmenaufteilungsvertrages mit dem VRR entsprechend dem Muster unter  

https://www.vrr.de/fileadmin/user_upload/pdf/der_vrr/satzungen_richtlinien/Verbundgrundvertrag

_inkl._2._AEnderung_-_01.09.2016.pdf.  

Damit verbunden ist die Teilnahme an der Einnahmeaufteilung im Verkehrsverbund Rhein-

Ruhr (vgl. die Finanzierungsrichtlinie des Verkehrsverbundes, abrufbar unter:  

https://www.vrr.de/de/der-vrr/der-verbund/ 

 

 

2. Änderungen der Beschaffung 

Während der Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags können sich Änderungen des 

Inhalts, Umfangs, der definierten Qualität und der sonstigen Bedienstandards ergeben, z. B. 

infolge einer veränderten Verkehrsnachfrage, infolge sich ändernder finanzieller 

Rahmenbedingungen oder infolge der Fortschreibung des Nahverkehrsplans. In derartigen 

Fällen können die Aufgabenträger eine entsprechende Anpassung des öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags (Mehr- und Minderleistung, Leistungsänderung) verlangen. Die 

Modalitäten der Anpassung regelt der öffentliche Dienstleistungsauftrag. 

 

 

3. Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren 

Rechtsbehelfsverfahren und Nachprüfungsverfahren bzw. Fragen zu diesen Verfahren 

können bei folgender Stelle eingereicht werden.  

 

Vergabekammer Rheinland mit Sitz bei der 
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Bezirksregierung Köln 

Zeughausstraße 2-10 

50667 Köln 

 

Telefon: +49 2211473045 

Telefax: +49 2211472889 

 

E-Mail: VKRhld-K@bezreg-koeln.nrw.de  

 

Internet-Auftritt: https://www.bezreg-koeln.nrw.de/brk_internet/vergabekammer/index.html 

und https://www.brd.nrw.de/organisation/vergabekammer/index.html  

 

Die Fristen für die Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens ergeben sich aus den §§ 135 

und 160 GWB, die auch bei Vergaben nach Art. 5 Abs. 2 bis 5 der VO (EG) Nr. 1370/2007 

anwendbar sind (vgl. § 8 Abs. 7 Satz 1 PBefG). Diese Bestimmungen des GWB lauten wie 

folgt: 

 

„§ 135 Unwirksamkeit 

(1) Ein öffentlicher Auftrag ist von Anfang an unwirksam, wenn der öffentliche Auftraggeber 

1. gegen § 134 verstoßen hat oder  

2. den Auftrag ohne vorherige Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Europäischen Union vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist,  

und dieser Verstoß in einem Nachprüfungsverfahren festgestellt worden ist. 

(2) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 kann nur festgestellt werden, wenn sie im 

Nachprüfungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der 

betroffenen Bieter und Bewerber durch den öffentlichen Auftraggeber über den Abschluss 

des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht 

worden ist. Hat der Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union 

bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage 

nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der 

Europäischen Union. 

(3) Die Unwirksamkeit nach Absatz 1 Nummer 2 tritt nicht ein, wenn 

1. der öffentliche Auftraggeber der Ansicht ist, dass die Auftragsvergabe ohne vorherige 

Veröffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 

zulässig ist, 
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2. der öffentliche Auftraggeber eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 

Union veröffentlicht hat, mit der er die Absicht bekundet, den Vertrag abzuschließen, 

und 

3. der Vertrag nicht vor Ablauf einer Frist von mindestens zehn Kalendertagen, 

gerechnet ab dem Tag nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung, 

abgeschlossen wurde. 

Die Bekanntmachung nach Satz 1 Nummer 2 muss den Namen und die Kontaktdaten des 

öffentlichen Auftraggebers, die Beschreibung des Vertragsgegenstands, die Begründung der 

Entscheidung des Auftraggebers, den Auftrag ohne vorherige Veröffentlichung einer 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union zu vergeben, und den Namen und 

die Kontaktdaten des Unternehmens, das den Zuschlag erhalten soll, umfassen. 

 

§ 160 Einleitung, Antrag 

(1) Die Vergabekammer leitet ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag ein. 

(2) Antragsbefugt ist jedes Unternehmen, das ein Interesse an dem öffentlichen Auftrag oder 

der Konzession hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Absatz 6 durch 

Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass dem 

Unternehmen durch die behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein Schaden 

entstanden ist oder zu entstehen droht. 

(3) Der Antrag ist unzulässig, soweit 

1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor 

Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht 

innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 

134 Absatz 2 bleibt unberührt, 

2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar 

sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur 

Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 

3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar 

sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur 

Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 

4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer 

Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. 

Satz 1 gilt nicht bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 

135 Absatz 1 Nummer 2. § 134 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.“ 
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4. Soziale Standards 

 

Bei der Auftragsdurchführung sind die Vorgaben bzw. Pflichten des 

 

Gesetzes über die Sicherung von Tariftreue und Mindestlohn bei der Vergabe 

öffentlicher Aufträge (Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen – TVgG 

NRW) zu beachten und einzuhalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


